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Prämien-Deckel in Sicht
Der Grosse Rat will die Krankenkassen-Prämien auf 10 Prozent des Netto-Einkommens begrenzen.

BenjaminWieland

Die Krankenkassenprämien be-
lasten das Portemonnaie immer
stärker – gerade in Basel-Stadt.
Im Stadtkanton fressen die Prä-
mien mittlerweile durchschnitt-
lich 17 Prozent des verfügbaren
Einkommens der Einwohnerin-
nen und Einwohner. Jetzt muss
sich der Regierungsrat mit mög-
lichen Massnahmen befassen,
diesen Wert zu reduzieren: Auf
maximal 10 Prozent.

Diese Zahl schreibt die Mo-
tion «Entlastung der Prämien-
last in Basel-Stadt» vor, die der
Grosse Rat gestern überwiesen
hat – gegen den Widerstand der
bürgerlichen Fraktionen und
der Regierung. Sie warnten vor
den finanziellen Folgen. Denn
alles, was über den 10 Prozent
liegt, müsste künftig der Kan-
ton übernehmen.

Mit der Motion würde das
bisherige System «ziemlich um-
gekrempelt», warnte in seinen
Ausführungen Kaspar Sutter
(SP), Vorsteher des Departe-
ments für Wirtschaft, Soziales
und Umwelt. Basel-Stadt kenne
einen Automatismus, wonach
die Prämienverbilligungen ana-
log zu den gestiegenen Kranken-
kassenprämien steigen würden.
Und schon heute investiere man
über 220 Millionen Franken pro
Jahr in Prämienverbilligungen.
«Das ist ein sehenswerter Be-
trag», sagte Sutter. Der Bund
steuere davon lediglich 79 Mil-
lionen Franken bei.

BaslerBevölkerungsagte
schoneinmal Ja
Der Vorstosstext weist darauf
hin, dass die baselstädtische
Stimmbevölkerung eine stärke-
re finanzielle Unterstützung bei
den Prämien wünsche. Das habe
sie im vergangenen Juni klar ge-
macht. In der Tat sagten damals
über 54 Prozent der Basler
Stimmberechtigten Ja zur natio-
nalen Volks-Initiative «Maximal
10 Prozent des Einkommens für

die Krankenkassenprämien».
Die Prämien-Entlastung-Initia-
tive wurde jedoch vom Schwei-
zer Stimmvolk gebodigt.

Kaspar Sutter gab zu beden-
ken, dass man die Volks-Initia-
tive nicht eins-zu-eins mit der
Motion vergleichen könne.
Denn bei der im Juni abgelehn-
ten Lösung hätte der Bund Zwei-
drittel der Mehrkosten über-
nommen, beim von der Motion
vorgeschlagenen Vorgehen je-
doch gar keine. «Das Preisschild
für Basel-Stadt», sagte Sutter,
«ist nun dreimal höher.»

16’000Haushalte
benötigenUnterstützung
Dass die Prämienlast in Basel-
Stadt aber in der Tat sehr hoch
ist, konnte auch Sutter nicht be-
streiten. Im Schnitt leistet der
Kanton pro Person mit Verbilli-

gungsanspruch über 3000 Fran-
ken pro Jahr – Rekord unter allen
Kantonen. Gemäss Vorstoss
kommen mittlerweile rund
16’000 Haushalte in den Ge-
nuss von Verbilligungen – laut SP
immer noch zu wenige.

Die Motionärin, SP-Grossrä-
tin Melanie Eberhard, sagte bei
der Debatte, sie könne nur in
Teilenzustimmen,dassdasheu-
tige System gut sei. Eberhards
Parteikollegein Leonie Bolz
nutztedieGelegenheit,Reklame
für eine Einheitskasse zu ma-
chen. Mit ihr könnte man die
Prämien deckeln: «Unser Kan-
ton könnte sich das leisten.»

Ganz anders tönte es von der
rechten Ratsseite. «Wir sind
schon heute sehr grosszügig bei
den Prämienverbilligungen»,
sagte etwa Daniel Seiler von der
FDP. Seine Fraktion lehne die

Motion deshalb ab. Patricia von
Falkenstein (LDP) sagte, man
müsse sicherstellen, dass unser
Gesundheitssystem leistungsfä-
hig bleibe: «Wir müssen nicht
nur die Symptome bekämpfen,
sondern die Wurzel der Proble-
me angehen.»

Bei der Abstimmung spiel-
ten die Grünliberalen das Züng-
lein an der Waage. Vier ihrer sie-
ben Fraktionsmitglieder sagten
Ja zur Motion, drei waren da-
gegen. So kam es zum Endresul-
tat von 49 Ja- gegenüber
44 Nein-Stimmen, das bei einer
Enthaltung.

Die vielen Ja-Stimmen der
GLP hatten sich bereits während
der Debatte abgezeichnet. «Wir
haben ein Problem», sagte To-
bias Christ. «Gerade bei den
mittleren Einkommen ist die
Prämienlast viel zu hoch.»

16’000 Haushalte kommen in Basel-Stadt in den Genuss von Prämienverbilligungen, bald könnten es deutlich mehr sein. Bild: Andrea Zahler

«Wirhaben
einProblem,
geradebei
denmittleren
Einkommen
istdie
Prämienlast
viel zuhoch.»

TobiasChrist
Grossrat GLP

Ächzen über das
Krächzen
Krähen im Park Grossrat Lukas
Faesch (LDP) brachte das «Äch-
zen gegen das Krächzen», kurz
die Krähenplage, rund um den
Schützenmattpark aufs Tapet.
Die Regierung hat nun auf seine
Interpellation geantwortet. Fa-
esch zeigt sich wenig erfreut
darüber. Die Stadtgärtnerei for-
dert darin die Anwohnenden
auf, nur Abfälle in den Müll zu
schmeissen, welche die Krähen
nicht mögen.

«Man könnte meinen, die
Krähen bezahlen unsere Löh-
ne», so Faesch. Er rate dem Chef
der Stadtgärtnerei auf einer
Tour mitzufahren und «das kal-
te Krähenbuffet vor Ort zu be-
trachten». «In den Wohnquar-
tieren rund um den Schützen-
mattpark nisten in den hohen
Baumkronen enorm viele Krä-
hen, wobei der für diese Tierart
sonst übliche Nestabstand von
1,5 bis 2 Metern deutlich unter-
schritten wird, was zu Stress bei
den Tieren führt» so Faesch.

ÄrgerüberLärm
undExkremente
Von der Morgendämmerung bis
in die Nachtstunden sei das lau-
te und dauernde Gekrächze zu
hören. Bedenklicher noch seien
die Haufen von «übel riechen-
den Exkrementen, die auf den
Trottoirs rund um die Alleebäu-
me beziehungsweise auf den
parkierten Autos landen und lie-
gen bleiben». Diese Krähen-
population ernähre sich von Es-
sensresten in den Bebbisäcken,
die an den Abfuhrtagen auf den
Trottoirs bereitgestellt werden.
Die Müllsäcke würden von den
Krähen zerrissen und der unan-
sehnliche Hausrat werde auf
dem Gehsteig verteilt.

«Dort bleiben dann die un-
appetitlichen, unhygienischen
Haushaltsabfälle meist längere
Zeit liegen, bis sie von den Stras-
senwischern aufgenommen
werden.» Diese Situation locke
andere Tiere, auch Hunde und
Katzen, an – kaum zur Freude
der Besitzer. «Diese Zustände
sind unhaltbar.» Faesch appel-
lierte erneut an die Regierung,
hinzuschauen. (no)

Lysbüchel-Schulweg soll sicherer werden
Nach einem tödlichen Unfall muss sich die Regierung mit einer Petition aus dem Quartier befassen.

Nora Hoffmann

KurzvordenSommerferienkam
es im Lysbüchel zu einem tödli-
chen Unfall auf dem Schulweg.
Der Grosse Rat überweist nun
am Mittwoch die Petition «Für
einen sicheren Schulweg und di-
rekten Spielplatzzugang im Lys-
büchel-Süd, Basel» an die Re-
gierung zur Stellungnahme.

Die Belastung des Quartiers
durch Baustellenverkehr sei
gross, so Christian C. Moesch
(FDP) für die Petitionskommis-
sion. Sie hatte dem Grossen Rat
einstimmig die Überweisung an
die Regierung beantragt. Sie er-
warte und fordere, dass in künf-
tigen Ratschlägen zu Schulhaus-
bauten «in einem separaten Ka-
pitel auf die Schulwegsicherheit
eingegangenwirdunddieSchul-
wege zu einem integralen Be-
standteil der Schulhausplanung

werden». Darüber hinaus bittet
die Petitionskommission den
Regierungsrat – aufgrund der
Dringlichkeit der in der Petition
geäusserten Anliegen, mit einer

Frist von drei Monaten – um die
Beantwortung offener Fragen.
Diese stünden in direktem Be-
zug zur Petition, wie Moesch er-
läuterte.

«Mit welchen Massnahmen und
bis wann kann die Querung der
Elsässerstrasse für Fussgänge-
rinnen und Fussgänger (unter
anderem auf Höhe der Volta-

matte) verbessert werden?»
Ob der Regierungsrat gedenke,
als Sofortmassnahme (wie bei
anderen Schulhäusern wie zum
Beispiel im Neubad) auf der ge-
samten Elsässerstrasse Tempo
30 während der Schulwegzeiten
einzuführen? Es geht aber auch
um grundsätzlichere Verkehrs-
fragen: Ob nämlich im Zuge des
geplanten Ausbaus von Tempo
30 auf dem Basler Strassennetz
auf der Elsässerstrasse Tempo
30 eingeführt werde. «Und falls
ja, kann diese Einführung be-
schleunigt werden?»

Weiter will die Petitions-
kommission von der Regierung
wissen, wie gewährleistet wer-
de, dass der Zugang zum Schul-
haus Lysbüchel und zu den
Grünflächen für die Kinder in je-
der Bauphase jederzeit sicher
ist. Oder: «Wie wird in Zukunft
mit Rückmeldungen und Anlie-

gen von Eltern, Schule und An-
wohnenden bezüglich Schul-
weg- und genereller Verkehrssi-
cherheit umgegangen?»

«Leider muss immer etwas
passieren, bis etwas passiert»,
so GAB-Sprecherin Tonja Zür-
cher (Basta), die auch gleich
für die SP sprach. Die laufenden
Überprüfungen seien sehr wich-
tig. Sie hoffe aber, dass es nicht
Ewigkeiten dauere. Ausserdem
wisse man von verschiedenen
Eltern, welche sich in ihren An-
liegen nicht ernst genommen
fühlten. «Es braucht längerfris-
tige Massnahmen», so Zürcher.
Sie sei gespannt auf die Ant-
worten der Regierung. «Es geht
aber nicht nur um Worte, son-
dern um Taten.»

Der Regierungsrat muss nun
innert der beschleunigten Frist
von drei Monaten Antworten
liefern.

Gefährlicher Weg: Blick zum Schulhaus auf dem Lysbüchel-Areal
zwischen Voltaplatz und Landesgrenze. Bild: Kenneth Nars

«Esmuss
immeretwas
passieren,bis
etwaspas-
siert.»

TonjaZürcher
Sprecherin GAB


